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Kein Unfallversicherungsschutz für einen Wettkandidaten in einer Show des öffentlich-
rechtlichen Fernsehens.  

§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 1; Nr. 10 a; Abs. 2 SGB VII 

Urteil des LSG Baden-Württemberg vom 27.02.2023 – L 12 U 708/22 – 
Bestätigung des Urteils des SG Mannheim vom 04.02.2022 – S 2 U 2131/21 – 
Vom Ausgang des Revisionsverfahrens beim BSG – B 2 U 12/23 R – wird berichtet 

Die Parteien streiten darum, ob der Kläger bei seinem Unfall vom 04.12.2010 einen Ar-
beitsunfall erlitten hat. 

Der 1987 geborene Kläger war an diesem Tag Wettkandidat der Sendung „W.“ im Z., einem 
öffentlich-rechtlichen Fernsehsender. Er wettete, mit Sprungstiefeln im Vorwärtssalto nach-
einander 5 ihm entgegenfahrende PKW zunehmender Größe überwinden zu können. In 
der Livesendung am 04.12.2010 stürzte er bei dem Versuch, den vierten Wagen zu über-
springen auf den Hallenboden. Dabei erlitt er eine Tetraplegie.

Der Kontakt zum Fernsehsender Z. kam über die J.A. Entertainment Group zustande, bei der 
sich der Kläger mit seiner „Wette“ beworben hatte. Zehn Tage vor dem Auftritt schloss der Klä-
ger mit dem Z. einen „Mitwirkendenvertrag“, der u. a. folgendes beinhaltete: Der Z. hafte für 
Schäden nur soweit ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last falle. Der Mitwirkende stehe 
dem Z. uneingeschränkt zur Durchführung von Fototerminen zur Verfügung. Der Mitwirkende 
habe seine Leistung persönlich zu erbringen. Er sei verpflichtet, Form und Inhalt der Darbietung 
den Wünschen des Z. entsprechend zu gestalten. 

Ein Entgelt für die Tätigkeit wurde nicht vereinbart, jedoch wurden die Reisekosten über-
nommen. Zwischen dem Z. und dem Kläger bestand Einverständnis, dass der Kläger beim 
Z. als freier Mitarbeiter und nicht als Arbeitnehmer tätig werden sollte. 

Eine von der Beklagten auf Antrag der Z. durchgeführte Prüfung eines Versicherungsfalles blieb 
im Jahr 2010 ohne Anerkennung. Am 27.11.2020 beantragte der Kläger selbst die Feststel-
lung, dass es sich bei dem Unfall vom 04.12.2010 um einen Arbeitsunfall gehandelt habe. 
Dies lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 21.05.2021 ab. Widerspruch und Klage gegen 
diese Entscheidung hatten keinen Erfolg. 

Auch das Berufungsgericht sieht Versicherungsschutz nicht als gegeben an. 

Es kämen vier Versicherungsschutztatbestände in Betracht, die aber alle nicht gegeben 
seien. 

Versicherungsschutz als Beschäftigter, gem. § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII, liege mangels Be-
schäftigungsverhältnisses nicht vor. Die Vereinbarung zwischen den Beteiligten in ihrer 
rechtlichen und tatsächlichen Ausgestaltung lasse sich nicht als ein solches bewerten. Es über-
wögen bei der Tätigkeit des Klägers diejenigen Merkmale, die gegen eine abhängige Beschäf-
tigung sprächen. In allen Belangen habe das Letztentscheidungsrecht beim Kläger gelegen. 
Schlussendlich habe der Kläger als sein eigener Regisseur agiert und nicht als abhängig Be-
schäftigter. Diese objektive Bewertung entspreche auch dem subjektiven Parteiwillen, wie sich 
auch aus dem schriftlichen Vertrag ergebe, in dem er als freier Mitarbeiter bezeichnet ist. 

Auch ein Versicherungsschutz aufgrund einer „Wie-Beschäftigung“, gem. § 2 Abs. 2 SGB 
VII, scheide aus. Diese setze voraus, dass hinsichtlich der Handlung die Merkmale einer ab-
hängigen Beschäftigung anstatt der Merkmale einer selbständigen Tätigkeit überwögen. Daran 
fehle es vorliegend aber gerade. Auch fehle es am subjektiven Willen der Fremdnützigkeit. Die 
Handlungstendenz des Klägers sei im wesentlichen eigenwirtschaftlich geprägt gewesen. 
Schließlich mangele es für einen Versicherungsschutz nach § 2 Abs. 2 SGB VII auch noch an 
dem Umstand, dass die verrichtete Tätigkeit auch für sonstige Personen zugänglich sein müsse. 
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Ihrer Art nach konnte die Darbietung nicht von einem großen Kreis an Personen verrichtet wer-
den. 

Auch die Vereinbarung des Z. mit der Beklagten aus dem Jahr 1980 zur Erhebung von Beiträ-
gen vermittelte dem Kläger keinen Versicherungsschutz. Darin hatten diese vereinbart, dass 
Versicherungsschutz für mitwirkende Zuschauer und mitwirkende Besucher besteht. Als 
Wettkandidat habe der Kläger aber keine der genannten Rollen innegehabt. Vielmehr sei damit 
Versicherungsschutz etwa für Komparsen oder Statisten gegeben. 

Schließlich komme hier auch nicht § 2 Abs. 1 Nr. 10 a SGB VII in Betracht. Dort seien Personen
versichert, die ehrenamtlich für eine Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts tätig werden. Der Kläger sei zwar für das Z., eine Anstalt des öffentlichen Rechts, tätig 
gewesen. Aber es fehle am Merkmal der Ehrenamtlichkeit. Diese sei geprägt durch die Verfol-
gung ideeller Zwecke ohne Entgeltabsicht. Bereits der Punkt der Unentgeltlichkeit fehle, da er 
in der Sendung die Chance hatte, als möglicher Wettkönig einen PKW Audi zu gewinnen. Der 
Senat halte es auch für zweifelhaft, ob der Kläger eine dem Gemeinwohl der Gesellschaft oder 
der Allgemeinheit dienende Tätigkeit ausgeübt hat. Denn die Handlungstendenz des Klägers 
sei im Wesentlichen eigenwirtschaftlich und nicht altruistisch geprägt gewesen. Er sei 
nur in einem untergeordneten Verhältnis dem Z. und damit dem Gemeinwohl dienlich gewesen. 
Ohne den privatwirtschaftlichen Wunsch, sich zu präsentieren, wäre der Kläger nicht für das Z. 
aufgetreten. Der Auftritt stehe als im Wesentlichen eigenwirtschaftliche Tätigkeit somit nicht un-
ter Unfallversicherungsschutz.  

Der Senat hat die Revision nach § 160 Abs. 2 SGG wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
zugelassen. (D.K.) 

Das Landessozialgericht Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 27.02.2023 – L 12 U 708/22 
– wie folgt entschieden: 
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